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Sozialpolitische Abteilung






       August 2021
Sitzung des Ausschusses für Arbeit und Arbeitsmarkt
am 30. Juni, 14.00 – 16:00 Uhr
- Ergebnisprotokoll -

Anwesend:
Wolfgang Birbamer (Vors), Alois Freitag, Manfred Anderle, Karl 
Dürtscher, Nicolai Wohlmuth, Heinz Rammel, Toni Steinmetz, Andreas Gollner, Mag Vera Koller, Oliver Jonischkeit, Dipl-Ing Karl Fischer, 
Lazhar Nafati
Entschuldigt:
Mag Dr Johannes Mum, Roman Brunner, Gerhard Schneider, Susanne Benes
vom Büro:
Silvia Hruška-Frank, Silvia Hofbauer, Erik Türk, Thomas Aufner, 
Johanna Klösch, Sabine Jovic
Tagesordnung:
  1. Genehmigung des letzten Ausschussprotokolls vom 24.3.2021, 
      Genehmigung der Tagesordnung, Feststellung der Beschlussfähigkeit
  2. Behandlung der zugewiesenen und angenommenen Anträge der 175. VV
    
  3. Aktuelles aus der Arbeitsmarktpolitik (Bericht)
 
  4. Jetzt soziale Akzente setzen/Sozialstaatskampagne (Bericht)
    5. Studie IHS Einstellung zum Sozialstaat (Bericht)
    6. Langfristprojektionen der Europäischen Kommission, 
     Ageing Report 2021 (Bericht) 
    7. Sonstige Berichte des Büros (Stellungnahmen)
    8. Allfälliges
Der Ausschussvorsitzende Wolfgang Birbamer begrüßt die Mitglieder des Ausschusses und die VertreterInnen des Büros.
TOP 1 – Genehmigung des letzten Ausschussprotokolls vom 24.3.2021, 

Genehmigung der Tagesordnung, Feststellung der Beschlussfähigkeit
Der Ausschussvorsitzende stellt die Beschlussfähigkeit fest. Zum Protokoll der letzten 
Sitzung (24.3.2021) werden keine Einwendungen erhoben, die Tagesordnung wird genehmigt. 
TOP 2 – Behandlung der zugewiesenen und angenommenen Anträge der 175. VV
Zugewiesene Anträge
FA 01 – Aktion gegen Corona-Arbeitslosigkeit

Die Forderungen in dem Antrag entsprechen schon fast alle der geltenden Beschlusslage. Der Punkt „Beschäftigungspakt mit der ÖBAG für schützenswerte und unterstützungswerte Arbeitnehmergruppen …“ wird etwas kritisch gesehen – wir können die ÖBAG nicht dahingehend beeinflussen. Ansonsten entsprechen die Anregungen bereits der Beschlusslage.
FA 05 – Lohn- und Sozialversicherungspflicht in Behindertenwerkstätten

Der Art 27 der UN-Behindertenkonvention fordert die gleichen Rechte und den gleichen Zugang zum Arbeitsmarkt auch für Menschen mit Behinderung.

Das Problem mit fairer Bezahlung ist ein Problem der Finanzierung. Es wird vorgeschlagen das Thema bei der nächsten Ausschusssitzung am 23.9. auf die Tagesordnung zu nehmen und ev den Volksanwalt, den Behindertenanwalt oder einen Vertreter aus einer Trägereinrichtung einzuladen, um das Thema  tiefer gehendend zu beraten.
FA Nr 07 – Staatlicher Coronabonus für kritische Infrastruktur
Es gibt bereits eine bestehende Beschlusslage mit weitergehenden Forderungen, daher wird dieser Antrag als erledigt angesehen.

AUGE Resolution 01 – Ethik in der Arbeitswelt
Kollegin Koller von der antragstellenden Fraktion berichtet, dass es aufwändig war, den Antrag zu formulieren. Die Fraktion wollte damit die Humanisierungsdebatte neu anstoßen. Die Auseinandersetzung ist – durch Corona beschleunigt – bei der Beschleunigung der Digitalisierung wichtig geworden. 
Der Ausschuss beschließt die Intention des Antrages in die tägliche Arbeit mit aufzunehmen und wenn der Fraktion etwas dazu auffällt, dann bitte mahnend aufzeigen und den Ausschuss darüber informieren.
AUGE Nr 01 – 30 Stunden sind genug – Arbeit fairteilen

Es gibt unterschiedliche Wege die Arbeitszeit zu verteilen oder zu verkürzen. Eine reine Arbeitszeitverkürzung ist nicht der einzige Weg, es gibt noch die Solidaritätsarbeitszeit, die 6. Urlaubswoche, etc. Die Darstellung des Antrags ist richtig, die Veränderung in Ordnung, würde aber in dieser Form medial nicht als konstruktiv bzw als unrealistisch empfunden werden.
AUGE Nr 11 – Kein Aushebeln des § 101 Arbeitsverfassungsgesetzes „verschlechternde Versetzungen“
Die Darstellung der Sachverhalte wird es in der Praxis geben. Jedoch ist eine Änderung der ArbVG Bestimmung nach Ansicht des Büros kein Hebel für die Beseitigung der Schieflage, denn die Bestimmung gibt erst überhaupt die Möglichkeit etwas zu tun.
Perspektive Nr 01 – Verbesserung der Umstände für ArbeitnehmerInnen in der Büroreinigung
Die antragstellende Fraktion ist trotz Einladung leider nicht bei der Sitzung vertreten. 

Die AK Wien hat eine Studie zu genau diesem Thema in Auftrag gegeben und die fertigen Ergebnisse wurden bereits – online – diskutiert. Die im Antrag erwähnten Hauptprobleme decken sich mit den Ergebnissen der Studie.

Der Ausschuss schlägt vor, beim ersten Forderungspunkt statt dem Wort „nur“ die Worte „nach Möglichkeit“ einzufügen. Der Punkt „Extra Vergütungen für zusätzliche Arbeitswege bei geteilten Diensten“ ist ein Thema für die Gewerkschaften.

GLB Nr 01 – Comebackplan: Soziale Fragen in den Mittelpunkt rücken!
Die Aktion „Sprungbrett“ der Bundesregierung könnte Erleichterung bringen. Die erste Forderung entspricht der Beschlusslage und wird im Rahmen unserer Mitwirkung im Verwaltungsrat des AMS berücksichtigt.

Bei der Forderung nach Arbeitszeitverkürzung wird auf das Gesagte zu Antrag AUGE Nr 01 verwiesen. 

Bei der Standortpolitik kann die ÖBAG nicht von uns beeinflusst werden, aber wir unterstützen und fördern das und es wird auch teilweise von Beschlusslage abgedeckt.
GLB Nr 3 – Freie Dienstnehmer gleichstellen: Kollektivverträge erweitern!

Dieser Antrag wird bereits mit weitergehenden Forderungen abgedeckt und entspricht somit der Beschlusslage, wonach arbeitnehmerähnliche freie DienstnehmerInnen, vom ArbVG erfasst werden sollten. 

GLB Nr 4 – Nein zum AMS-Algorithmus: Menschen sind keine Sortierobjekte!

Es gibt ein laufendes Verfahren des Verfassungsgerichtshofes zu diesem Thema. Sollte – wider Erwarten – der Algorithmus ok sein, dann dauert es ca 6 Monate bis das System wieder hochgefahren wird. Vorschlag des Ausschusses: Wir warten das Erkenntnis ab.

Gem Nr 9 der Liste FAIR und ARGE – Arbeitgeberkündigungen müssen gegenüber betroffenen ArbeitnehmerInnen schriftlich begründet werden

Begründet wirdder Antrag von der Fraktion damit, dass es keine spontanen Kündigungen mehr geben soll, die schlechter Laune des Arbeitgebers geschuldet sind.  

Die Mehrzahl der anwesenden KollegInnen spricht sich vehement gegen diesen Antrag aus. Die negativen Konsequenzen dadurch wären wohl beachtlich. DieArbeitgeberInwird nichts schreiben, was für ihn nachteilig ausgelegt werden kann (wie zB wirtschaftliche Schwierigkeiten) dh es wird „Schmutzwäsche gewaschen“ und die Unwahrheit reingeschrieben. Die Sicht des Arbeitnehmers scheint nirgends auf. Bei einer neuen Jobsuche, wenn das Kündigungsschreiben verlangt wird (weil es das ja dann geben muss) ist die Chance damit für den Arbeitnehmer wesentlich geringer bis nicht vorhanden, den Job zu bekommen.

Und in der derzeitigen Situation, wo es schwierig ist einen Job zu bekommen, macht es das noch schwerer. 
Angenommene Anträge

Über die angenommenen Anträge wurde kurz beraten, es gab keine weiteren Wortmeldungen dazu und daher sind die angenommen Anträge künftige Beschlusslage.
TOP 3 – Aktuelles aus der Arbeitsmarktpolitik (Bericht)
Kollegin Silvia Hofbauer berichtet, über die Aktion „Sprungbrett“. Der Verwaltungsrat des AMS wurde damit letzte Woche befasst. BM Kocher hat in einem Schreiben spezifiziert, was er gerne hätte. 50.000 Langzeitarbeitslose (Kriterien wesentlich eingeschränkt) sollen eine Eingliederungsbeihilfe von 50 % für max. 1 Jahr bekommen. Kritisch dabei: Das verlängerte Arbeitstraining soll auf diese Fälle angewandt werden, am Ende muss ein Arbeitsverhältnis stehen; dh de facto 4 Monate Probezeit. Die Richtlinie soll geändert werden und nur für das Programm gelten.

AMS Wien: Wird nicht wahnsinnig viel ändern; der Maximalbetrag für Männer soll etwas erhöht werden. Beratungs- und Betreuungseinrichtungen in Wien zB Step2 job sollen mehr Kapazitäten bekommen. Gemeinnützige Überlassung soll aufgestockt, aber nicht aufgeblasen werden. Im Wiener AMS wurde das Arbeitstraining nicht angesprochen. Die Vorgaben, wie viele Personen das Programm durchlaufen sollen, werden voraussichtlich nicht ganz erfüllt werden.

Fachkräftestipendium: 

Es wurden die Bereiche Elementarpädagogik und Pflegeassistenz aufgenommen. 

Dass diese Ausbildungen dazukommen beschließt der Verwaltungsrat, die Bundesregierung hat das im Ministerrat auch beschlossen, obwohl sie das eigentlich nicht können. Was ärgerlich war, BM Kocher hat schon 4 Tage vor dem Verwaltungsrat in den Medien darüber berichtet. Inhaltlich kritisiert wird, dass bei Pflegeberufen die Ausbildung zu diplomierten Krankenpflege nicht aufgenommen werden kann, weil das Gesetz geändert werden muss. Das anzuregen, wäre die Aufgabe des Ministerrates, was er aber nicht gemacht hat.

In der Pflegestiftung Wien gibt es einen Bonus von 400,- Euro, den jeder bekommt, der die Ausbildung macht, wenn sie zumindest 1 Jahr dauert.

Diskussion über die Arbeitslosen, die nicht arbeiten wollen. Die Medienberichterstattung geht eher in Richtung, dass es einen ordentlichen Lohn und Verbesserungen der Arbeitsbedingungen braucht. Aber eine Diskussion über die Zumutbarkeitsbestimmungen wird noch kommen. 

Es wird eine Reform der Arbeitslosenversicherung geben bei den Punkten Höhe und Zumutbarkeit. Es ist ein Schreiben des Ministers an das AMS in Vorbereitung - „man muss konsequenter vermitteln“. Dadurch wird Druck auf das AMS und auf die Jobsuchenden ausgeübt. Wir bereiten uns auf die Diskussion vor. 

Koll Anderle berichtet über Erfolge bei der neuen Strategie den Bäcker-KV von der Industrie an den Gewerbe-KV heranzuführen. Coronabedingt ist man 1 ½ Jahr in Verzug, aber man wird etwas erreichen. Eine Einigung auf eine Arbeitszeit von 38,5 Stunden steht auch schon, daher war die Diskussion nicht schlecht. 

Koll Gollner meint zur Verlängerung der Probezeit, dass bei Jugendlichen bei 8 Wochen Betriebspraktikum die Probezeit noch länger ist. Im Jugendbereich gibt es noch vieles aufzuarbeiten.

Koll Steinmetz merkt an, dass die Sanktionen für Arbeitslose zu hart sind, weil 6 Wochen Sperre sind genug. Was müsste ein Unternehmen „ausfressen“, damit es 6 Wochen keine Einnahmen hat?

TOP 4 – Jetzt soziale Akzente setzen/Sozialstaatskampagne (Bericht)
Es wurde letzte Woche eine neue Kampagne gestartet. Im Ausschuss wird der neue Spot dazu gezeigt. Der Spot folgt der von der Abt SP entwickelten Lebenszykluserzählung. Es spielt eine echte Familie, die Großmutter ist im Handel tätig, die Eltern und das Baby sind echt (keine Schauspieler), die diesen Spot für die AK machen wollten. In der Ausschussmappe ist eine Unterlage „Jetzt soziale Akzente setzen“, die optisch sehr gut gelungen ist und knackig das Wichtigste zusammenfasst. 
Wenn jemand an vertiefenden Informationen interessiert ist, gibt es von Kollegen Norman Wagner über den VÖGB-Verlag eine völlig neu überarbeitete Sozialstaats-Broschüre. 

Milliarden waren in der Krise für die Unternehmen da, dann muss auch das Geld für den Sozialstaat da sein!

Das Büro wird versuchen die Links zu den verschiedenen Kampagnen-Spots per Mail den Mitgliedern des Ausschusses zur Verfügung zu stellen.

TOP 5 – Studie IHS Einstellungen zum Sozialstaat (Bericht)
Die Abteilung Sozialpolitik hat eine Studie von Nadia Steiber „Einstellungen zum Sozialstaat in der COVID-19 Gesundheits- und Arbeitsmarktkrise“ mitfinanziert.

In der Studie wurden die Folgen der COVID-19 Pandemie für die in Österreich lebende Bevölkerung untersucht. 

Dazu wurde im Juni 2020 eine österreichweit repräsentative Stichprobe von 2.000 Personen (zwischen 20 und 64 Jahren) befragt. 

Themen der Befragung waren: 

· Wahrnehmung der COVID-19 Risiken

· ökonomische Folgen der Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie 

· Auswirkungen auf Arbeitsbedingungen und psychisches Wohlbefinden

· Einstellungen zum Sozialstaat

Im Auftrag der AK Wien wurden die gleichen Personen im Jänner 2021 nochmals befragt. Erneut waren ökonomische Folgewirkungen sowie Einstellungen zum Sozialstaat wichtige Themen der Befragung. Die Studienergebnisse werden (wie auch die Ergebnisse der ersten Befragung, siehe Links unten) demnächst in der Reihe „Materialien zu Wirtschaft und Gesellschaft“ publiziert.  

Die Studien zeigen eindrücklich, wie unterschiedlich sich die COVID-19-Pandemie und die Maßnahmen zu deren Eindämmung auf die Menschen auswirken.  

Infektionsrisiko und Schutz am Arbeitsplatz: Brennpunkt systemerhaltende Berufe 

In der Frühphase der Pandemie fühlte sich die Mehrheit der Befragten am Arbeitsplatz gut vor einer Infektion geschützt. 

Deutlich weniger war dies jedoch in den Bereichen gering qualifizierter Tätigkeiten und im Erziehungs- und Unterrichtswesen der Fall. 

Das Infektionsrisiko wurde gerade in den – von den Balkonen beklatschten – systemerhaltenden und frauendominierten Bereichen als besonders hoch eingeschätzt: in den Bereichen Erziehung/Unterricht, im Gesundheits- und Sozialwesen sowie im Handel.

Einkommensverluste und Verstärkung sozialer Ungleichheiten  

Zum Zeitpunkt der ersten Befragung, im Frühsommer 2020, waren insgesamt 30 % der Haushalte Corona-bedingt mit einem reduzierten Einkommen konfrontiert. Besonders betroffen waren: 

· ökonomisch schwache Haushalte mit geringer formaler Bildung

· Haushalte mit nicht-österreichischer Staatsbürgerschaft

· Haushalte von selbständig bzw freiberuflich Tätigen 

· Haushalte mit Kindern, va, wenn sie bereits vor der Krise stärker armutsgefährdet 
waren: Alleinerziehende und Mehrkindfamilien

Der Anteil jener Haushalte, die nur schwer mit ihrem Einkommen zurechtkommen, hat sich zwischen März 2020 und Juni 2020 von knapp 10 % auf 22 % mehr als verdoppelt. 

Er ist im weiteren Verlauf der Pandemie auf diesem hohen Niveau geblieben. Bis Jänner 2021 verbuchte knapp ein Drittel der Befragten eine Verschlechterung der Einkommenssituation. 

Einstellungen zum Sozialstaat 

Die beiden Befragungen belegen eine – auch im internationalen Vergleich hohe – Befürwortung des Sozialstaates durch die in Österreich lebende Bevölkerung. Im Juni 2020 meinten etwa 60 % der Befragten, dass dessen Bedeutung in Folge der COVID-19 Pandemie noch gestiegen ist. Ein ähnliches Bild ergibt sich auch für den weiteren Verlauf der Pandemie: dem Sozialstaat wird unabhängig von Geschlecht, Alter, sozioökonomischer Lage und Region eine gestiegene Bedeutung beigemessen. 

Auch die Befürwortung von Maßnahmen der staatlichen Einkommensumverteilung ist in Österreich im internationalen Vergleich sehr hoch. Die Wirtschafts- und Arbeitsmarktkrise im Zuge der COVID-19-Pandemie hat die Unterstützung der Bevölkerung zu staatlicher Umverteilung weiter erhöht. Im Jänner 2021 stimmten 73 % der Befragten der Aussage zu bzw voll und ganz zu, dass der Staat Maßnahmen zur Reduktion von Einkommensunterschieden ergreifen solle. Nur knapp 10 % stimmten der Aussage nicht bzw überhaupt nicht zu.

Die Einstellungen zu Sozialleistungen zeigen sich im Zeitverlauf stabil: 

· Knapp die Hälfte der Befragten befürwortet die Unterstützung eines angemessenen Lebensstandards für arbeitslose Menschen. Noch höher ist die Befürwortung in den Altersgruppen zwischen 50 und 64 Jahren, aber auch in der Gruppe der 20 bis 29-Jährigen. 

· Darüber hinaus befürworten rund drei Viertel der Befragten staatliche Maßnahmen zur Reduktion von Armut. Hingegen lehnen diese nur rund 9 % ab. 

Bemerkenswert sind auch die Einstellungen der Bevölkerung zur Frage der Finanzierung der Folgen der COVID-19-Krise:

· Die Befürwortung einer stärkeren Besteuerung von großen Unternehmen ist im Zeitverlauf gestiegen: im Juni 2020 waren 63 % dafür, im Jänner 2021 waren es bereits 68 %.

· Auch die Zustimmung zu einer stärkeren Besteuerung von hohen Einkommen ist im Zeitverlauf gestiegen: von 50 % im Juni 2020 auf 54 % im Jänner 2021.

· Stabil geblieben ist die Befürwortung – jeweils die Hälfte der Bevölkerung – einer stärkeren Besteuerung von Vermögen. 

· Die Einschränkung von Sozialleistungen (Pensionen, Gesundheit, Arbeitslosengeld) wird hingegen nur 9 % der Befragten befürwortet. Knapp drei Viertel (72 %) lehnen dies hingegen ab.

TOP 6 – Langfristprojektionen der Europäischen Kommission, 

Ageing Report 2021 (Bericht)
Kollege Erik Türk berichtet, dass am 7.5.2021 der aktuelle Ageing Report 2021 Teil 2 (konkrete Berechnungen) publiziert wurde. Teil 1, in dem die konkreten Annahmen und Methoden der Berechnungen dargelegt werden, wurde bereits im November 2020 veröffentlicht.

Die Europäische Kommission veröffentlicht im 3-Jahresabstand im sogenannten Ageing Report umfangreiche Szenarien-Berechnungen zur voraussichtlichen langfristigen Entwicklung altersbezogener (öffentlicher) Ausgaben (neben Pensionen werden bzw wurden auch die Bereiche Gesundheit, Langzeitpflege, Bildung und bis einschließlich 2018 auch Arbeitslosigkeit erfasst). Der Fokus liegt dabei eindeutig auf der „Nachhaltigkeit“ öffentlicher Finanzen

Natürlich sind langfristige Szenarien-Berechnungen bis zum Jahr 2070 mit erheblichen Unsicherheiten behaftet und die Ergebnisse dürfen auch nicht als Prognose, „wie die Zukunft tatsächlich aussehen wird“, missinterpretiert werden. Nichtsdestotrotz liefern Langfristszenarien, ausgehend von plausiblen Annahmen und deren Variation, wichtige Informationen über voraussichtliche zukünftige Entwicklungen bzw darüber, in welchem Rahmen sich diese bewegen sollten. Sie leisten damit einen wesentlichen Beitrag zur Versachlichung der Diskussion über Auswirkungen der demografischen Entwicklung und der in diesem Zusammenhang oft behaupteten, angeblich drohenden „Unfinanzierbarkeit der Pensionen“.

Für die österreichische Pensionsdebatte ist der Ageing Report nicht zuletzt aus folgenden Gründen von besonderer Bedeutung:

· Im Ageing Report werden seit jeher die öffentlichen Pensionsausgaben insgesamt – also inklusive Beamtenpensionen – analysiert. (Sie lieferten zu diesem Bereich der öffentlichen Pensionsaufwendungen bisher auch die einzige valide Datenquelle!) Nachdem hier sinnvoller Weise eine Gesamtbetrachtung erfolgt, werden bloße Ausgabenverschiebungen von den Beamtenpensionen zur Pensionsversicherung auch als solche sichtbar und nicht wie in den Berechnungen der Pensionskommission, die bisher nur auf die Pensionsversicherung abgestellt hat, als Ausgabensteigerungen dargestellt. (In dem bis Herbst 2021 vorzulegenden neuen Langfristgutachten der Pensionskommission werden nunmehr erstmals auch Beamtenpensionen miteinbezogen.) 

· Die Berechnungen des Ageing Reports zeigen darüber hinaus bereits seit langem, dass das österreichische Pensionssystem trotz massiver Alterung und im internationalen Vergleich sehr guter Pensionsperspektiven für die heute Jüngeren auch in finanzieller Hinsicht sehr gut abgesichert ist. Trotz sehr deutlicher Zunahme des Anteils Älterer an der Gesamtbevölkerung werden demnach die Pensionsaufwendungen gemessen am Bruttoinlandsprodukt (BIP) langfristig nur sehr moderat ansteigen. Die Berechnungen der Ageing Reports widerlegen damit eindeutig Behauptungen einer drohenden Unfinanzierbarkeit des öffentlichen Pensionssystems.

Zentrale Ergebnisse des Ageing Reports 2021 im Bereich Pensionen:

Die Ergebnisse des Ageing Reports 2021 sind - wenig überraschend - mittelfristig stark von den Folgen der Pandemie geprägt, insgesamt bestätigen sie aber klar die Ergebnisse der bisherigen Langfristberechnungen. In der Grafik in der ausgeteilten Unterlage werden die Pensionsaufwendungen gemessen am BIP laut den Ageing Reports 2018 und 2021 verglichen und der voraussichtlichen Entwicklung des Anteils der ab 65Jährigen an der Gesamtbevölkerung (EUROSTAT 2020) gegenübergestellt.
Dabei zeigen sich im Vergleich der Basisszenarien insbesondere folgende Entwicklungen:

· Die tatsächliche Entwicklung bis 2019 verlief deutlich „günstiger“ als im Ageing Report 2018 angenommen, die Pensionsausgaben gemessen am BIP 2019 (Basisjahr Ageing Report 2021) lagen mit 13,3 % merklich niedriger als noch im Ageing Report 2018 für das Jahr 2019 errechnet wurde (13,9 %) und auch unter dem Wert des Jahres 2016 (13,8 % Basisjahr Ageing Report 2018). Das ist neben der günstigen Beschäftigungsentwicklung auch dem Umstand geschuldet, dass die Reformen deutlich stärker wirken (effektives Pensionsantrittsalter, Beschäftigungsquoten in den höheren Altersgruppen) als in den Ageing Reports unterstellt wird.

· Bedingt durch die Auswirkungen der Pandemie kommt es 2020 zu einem deutlichen Anstieg der relativen Pensionsaufwendungen gemessen am BIP (insbesondere durch den massiven BIP-Einbruch). Die Abweichung nach oben gegenüber dem Verlauf laut Ageing Report 2018 schließt sich auf Basis der getroffenen Annahmen nur sukzessive bis etwa Ende der 2030er Jahre.

· Ab etwa 2040 entspricht die Entwicklung weitgehend bzw. vollständig den Ergebnissen des Ageing Reports 2018, die Werte für das Jahr 2070 stimmen mit 14,3 % ebenfalls vollständig überein. Der Anstieg gegenüber dem Basisjahr 2019 beträgt im Ageing Report 2021 damit zwar 1 Prozentpunkt gegenüber 0,5 Prozentpunkte im Ageing Report 2018, der (scheinbar) stärkere Anstieg resultiert aber ausschließlich aus dem niedrigeren Ausgangswert im Ageing Report 2021 (minus 0,5 Prozentpunkte). 
Auch ein Blick auf die im Ageing Report zusätzlich gerechneten Szenarien liefert interessante Erkenntnisse. Insbesondere das Szenario, in dem eine Anbindung des Pensionsalters an die steigende Lebenserwartung – eine immer wieder von der Kommission vorgebrachte Forderung – unterstellt wird, ist für die politische Diskussion hochrelevant. Die Berechnungen im Ageing Report belegen nämlich selbst eindeutig, welche unsinnigen Konsequenzen eine Umsetzung dieser Forderung hätte: 

· Auf kurze bzw mittlere Sicht – also im Zeitraum, wo der voraussichtliche Anstieg der relativen Pensionsaufwendungen relative deutlich ausfällt – hätte dies wenig überraschend keine bzw. keine größeren Auswirkungen auf den Verlauf. Erst sukzessive drückt diese Maßnahme den relativen Pensionsaufwand deutlich nach unten. 2070 am Ende des Berechnungszeitraumes würde der Pensionsaufwand gemessen am BIP dann um 1,5 Prozentpunkte unter dem Wert des Basisszenarios liegen und damit auch deutlich unter dem Wert der in den letzten Jahren erreicht wurde.
· Diese Maßnahme bringt somit – gänzlich anders als etwa eine deutlich verbesserte Erwerbsintegration – wenig bis nichts für eine Glättung des Verlaufs, würde aber dazu führen, dass für einen deutlich wachsenden Anteil Älterer zukünftig ein merklich kleinerer Anteil am BIP reserviert werden soll als derzeit, was nur als widersinnig bezeichnet werden kann. Solche Maßnahmen als Beitrag zur Sicherung der Pensionen der Jüngeren verkaufen zu wollen, ist schlichtweg grotesk.  

Politische Schlussfolgerungen/Ableitungen:

· Der Ergebnisse des Ageing Reports 2021 bestätigen klar das bisher Gesagte: Trotz massiver Verschiebungen in der Altersstruktur werden die öffentlichen Pensionsaufwendungen gemessen am BIP nur sehr moderat ansteigen. Die langfristige finanzielle Nachhaltigkeit des österreichischen Pensionssystems ist damit in keiner Weise gefährdet, im Gegenteil, die Finanzierungsperspektiven stellen sich grundsolide dar.

· Die weitreichenden Kosten/Folgen der Pandemie sind klar von der Diskussion um die langfristige Pensionsfinanzierung zu trennen und dürfen nicht vermischt werden. Es muss gewährleistet werden, dass die erheblichen Kosten der Pandemie nicht für Kürzungen im Sozialbereich missbraucht, sondern fair verteilt werden. Hierbei haben vor allem jene einen entsprechenden Beitrag zu leisten, die bisher eindeutig zu wenig beigetragen haben.

· Wie stark und vor allem wie lange die Folgen der Pandemie tatsächlich nachwirken werden und damit etwa die relativen Pensionsaufwendungen erhöhen, wird nicht zuletzt davon abhängen, ob die Politik auf nationaler und europäischer Ebene richtig reagiert und durch eine ambitionierte investive Gesamtstrategie aktiv gegensteuert oder nicht. Das ist ein zusätzlich starkes Argument für ein rasches, ambitioniertes Gesamtpaket und damit für den 5 Punkte Plan der AK!  

Kollege Freitag merkt an, dass man sich mit dem Thema inhaltlich noch intensiver befassen muss, weil im Herbst sicherlich die Lohnnebenkosten und die Pensionen wieder zur Diskussion gestellt werden. Dafür müssen alle Fakten und Argumente plakativ und so einfach wie möglich dargestellt werden, damit wir gleich allen Angriffen dementsprechend entgegenhalten können.
Koll Anderl weist auf die oft fragwürdige Rolle der Europäischen Kommission zum Thema Pensionen hin. Ein Beispiel dafür ist der Report „Gut leben“, in dem es auch versteckt um Pensionen geht. Darin sind Landkarten dargestellt, wo Länder abgebildet sind und wie lange man in diesen Ländern angeblich arbeiten muss, damit die Pensionen finanziert werden können. Da gibt es Länder, in denen das Pensionsalter bei 80 Jahren liegt! Jüngere haben Angst keine Pension mehr zu bekommen. Hier müssen AK und ÖGB noch mehr tun. 

Koll Steinmetz regt an, alles sehr genau zu beleuchten. Auch die Eigenvorsorge sollte beleuchtet werden, um damit aufzuzeigen, was dort alles schiefgehen kann. 

Kollege Türk stimmt dem grundsätzlich zu, weist aber auch darauf hin, dass AK und ÖGB gerade im Bereich Pensionen seit langem sehr aktiv sind und das letztlich auch sehr erfolgreich, wie etwa der Vergleich Deutschland – Österreich eindeutig zeigt, wo Österreich auch hinsichtlich der Pensionsperspektiven Jüngerer wesentlich besser dasteht. Klar ist aber, dass das letztlich eine Sisyphusarbeit ist und immer wieder aufs Neue erkämpft werden muss. 

TOP 7 – Sonstige Berichte des Büros (Stellungnahmen)
Es gibt keine Wortmeldungen zu diesem Tagesordnungspunkt.

TOP 8 – Allfälliges 
Kollege Göllner möchte weist darauf hin, dass es das Vorhaben gibt, die Gratistests abzuschaffen. Die AK soll sich dafür einsetzen, dass es die weitergibt. Ein Ende der gratis Teststraßen wird nicht gewünscht.
Die nächste Ausschusssitzung wird am 29.9.2021, nachmittags stattfinden. Es wird ein Schwerpunkt zum Thema Menschen mit Behinderung mit externen Gästen geplanen. 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, dankt der Vorsitzende allen für die gute Zusammenarbeit, wünscht einen schönen Sommer, einen erholsamen Urlaub und dass alle gesund bleiben und schließt die Sitzung.
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